
Angaben. Überall muß gewährleistet sein, daß Vor­
schläge, Hinweise und Kritiken der Bürger, die den 
Wahlhelfern vorgetragen werden, unverzüglich 
dem zuständigen örtlichen Rat mitgeteilt werden. 
Wahlen sind Zeiten der Rechenschaftslegung. Alle 
Abgeordneten sind ihren Wählern verantwortlich 
und rechenschaftspflichtig. Rechenschaft zu diesen 
Volkswahlen legen die bisherigen Abgeordneten 
der Volkskammer, die Abgeordneten der Stadtver­
ordnetenversammlung von Berlin und der Bezirks­
tage vor den Wählern in ihren Wahlkreisen und in 
ihren Arbeitskollektiven. Die Mitglieder des Mini­
sterrates, die Leiter anderer zentraler Staatsorgane 
und die Mitglieder der Räte der Bezirke stellen sich 
den Wählern in Betrieben, Genossenschaften, Ein­
richtungen und in Wohngebieten. Die Richter und 
Schöffen des Obersten Gerichts und der Bezirksge­
richte nehmen an Wahlveranstaltungen teil und be­
richten dort über ihre Tätigkeit.
Es gilt den Wählern die eindrucksvolle Bilanz der 
verflossenen Wahlperiode zu belegen und deutlich 
zu machen, daß in dieser Zeit größere Fortschritte 
erzielt wurden als in jedem vergleichbaren Zeitraum 
zuvor. Die Rechenschaftslegung umfaßt die Ergeb­
nisse der gemeinsamen Arbeit in der verflossenen 
Wahlperiode von 1981 bis 1985, in der unsere Repu­
blik sich politisch stabil, wirtschaftlich dynamisch 
und mit bedeutenden Ergebnissen unserer Sozial­
politik entwickelte. Soziale Sicherheit und Gebor­
genheit wurden zu einer festen Lebensqualität. 
Zugleich berichtet der einzelne Abgeordnete über 
seine Tätigkeit als Mitglied einer gewählten Volks­
vertretung, über seine Arbeit im Betrieb, in Aus-

Stets sucht Ge­
nosse Alfred 
Schulze (2. v. !.), 
Meister der mecha­
nischen Instandhal­
tung an der Ab­
raum förderbrücke 
21 im Tagebau Bär­
waldei, die kämpfe­
rische Diskussion 
mit seinen Kolle­
gen. Als Parteitags­
delegierter setzt er 
alles daran, daß die 
Instandhaltung die 
Bedingungen mit 
dafür schafft, Roh­
braunkohle noch ef­
fektiver zu gewin­
nen.
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Schüssen und Kommissionen und in seinem Wahl­
kreis. Er informiert die Wähler über seine Arbeit 
und darüber, wie er seine eingegangenen Verpflich­
tungen erfüllt hat. Für die Vorbereitung und Durch­
führung der Rechenschaftslegungen sind die Aus­
schüsse der Nationalen Front in den Wohnbezirken, 
die Gewerkschaften in den Betrieben und Einrich­
tungen und die Vorstände in ihren Genossenschaf­
ten verantwortlich.
Unser Wahlgesetz verlangt die demokratische Prü­
fung der von den Parteien und Massenorganisatio­
nen aufzustellenden Kandidaten in den Kollektiven, 
in denen sie tätig sind, vor ihrer Nominierung für 
den gemeinsamen Wahlvorschlag der Nationalen 
Front. Das gleiche gilt für die Schöffenkandidaten. 
Das ist eine bedeutsame demokratische Errungen­
schaft, die zu den bevorstehenden Wahlen erneut 
praktiziert wird.
Für die 3995 Abgeordnetenmandate bewerben sich 
voraussichtlich mehr als 5300 Kandidaten. Bei der 
Prüfung werden die Leistungen und das Ansehen 
der als Abgeordnete oder als Schöffen Kandidieren­
den in ihrem Arbeitskollektiv, wird ihre gesellschaft­
liche Aktivität im Betrieb und im Wohnbezirk einge­
schätzt. Immer mehr wird es zur guten Praxis, daß 
die Kollektive bei dieser Gelegenheit Festlegungen 
darüber treffen, wie sie im Verlaufe der gesamten 
Wahlperiode ihren künftigen Abgeordneten bei der 
Ausübung seiner verantwortungsvollen Funktion be­
raten und unterstützen wollen.
Bekanntlich erfüllen die Abgeordneten unsererv 
Volksvertretungen ihre Aufgaben im Interesse des 
sozialistischen Staates und zum Wohle des werktä-
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